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Auf der Suche nach dem Politischen in der 
„Postdemokratie“
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Die Debatte, die sich um das von Colin Crouch prominent in die Diskussion gebrachte 
Konzept der Postdemokratie rankt, ist ebenso intensiv wie kontrovers. In der Subsumie-
rung verschiedener Phänomene unter dem Begriff der Postdemokratie ergeben sich rele-
vante Diskussionsimpulse, aber auch Inkohärenzen. Der Beitrag nimmt sich der Ambiva-
lenz dieser Debatte an, indem zentrale Fragen und Probleme des Konzepts aufgegriffen 
und kritisch beleuchtet werden. Ausgehend von Crouchs Diagnose einer Degeneration von 
Demokratien, steht die Frage im Mittelpunkt, wie demokratisch moderne Demokratien 
noch sind und überhaupt sein können. Aus der Perspektive der empirischen Demokratie-
forschung wird ein Abgleich von demokratischen Idealen, die sich in spezifischen Kriterien 
ausdrücken, und der Realität moderner Gesellschaften vorgenommen. Es wird argumen-
tiert, dass sich westliche Demokratien tatsächlich im Prozess der Postdemokratisierung 
befinden, dass hierfür jedoch auch funktionale Ursachen mitverantwortlich sind, die aus 





Die Postdemokratiediagnose unterstellt Politik- und PolitikerInnenver-
drossenheit. Sind alle Bürgerinnen und Bürger gleichermaßen von der 
Politik enttäuscht? Bereits ein flüchtiger Blick auf die einschlägige Empirie 
bringt anderes ans Licht: Entgegen den gängigen Vorurteilen hat das 
Interesse an politischen Fragen in den letzten drei Jahrzehnten in vielen 
westlichen Demokratien deutlich zugenommen – zumindest bis Anfang 
der 2000er Jahre.
Colin Crouch hat in seinem sehr einflussreichen 
Essay „Post-democracy“ (2004) die These aufgestellt, 
dass viele westliche Demokratien derzeit einen ra-
dikalen Prozess des Wandels ihrer demokratischen 
Institutionen und ihrer demokratischen Praxis 
durchleben. Mit diesem Essay stieß Crouch eine 
Debatte an, die unter dem Label „Postdemokratie“ 
verschiedene Prozesse bündelt, die bereits zuvor 
verstreut und zumeist voneinander isoliert disku-
tiert wurden. „Der Begriff Postdemokratie kann 
uns dabei helfen, Situationen zu beschreiben, in 
denen sich nach einem Augenblick der Demokra-
tie Langeweile, Frustration und Desillusionierung 
breitgemacht haben; in denen die Repräsentanten 
mächtiger Interessengruppen, die nur für eine kleine 
Minderheit sprechen, weit aktiver sind als die Mehr-
heit der Bürger, wenn es darum geht, das politische 
System für die eigenen Ziele einzuspannen; in denen 
politische Eliten gelernt haben, die Forderungen der 
Menschen zu lenken und zu manipulieren; in denen 
man die Bürger durch Werbekampagnen ‚von oben‘ 
dazu überreden muss, überhaupt zur Wahl zu gehen“ 
(Crouch 2008, S. 30). 
Der Essay entwickelte sich zum Gravitationszent-
rum einer Reihe thematisch verwandter Diskurse, 
so beispielsweise jenes über das Verschwinden des 
Politischen (siehe Rancière 2002; Mouffe 2007; 
Fach 2008) oder über die zunehmende Ökonomi-
sierung des Politischen (siehe Heidenreich 2008). 
Im Folgenden werden zentrale Probleme, die in der 
Postdemokratie-Debatte auftauchen, vorgestellt 
und kritisch diskutiert.1 Zuvor jedoch sollen die 
Kern diagnosen von Crouch präsentiert werden.
Colin Crouchs Diagnose
Die Kernthese der Postdemokratiediagnose von 
Crouch lautet, dass die westlichen Demokratien 
den Höhepunkt ihrer demokratischen Entwicklung 
überschritten haben und dass objektiv ein Rückbau, 
ja eine Degeneration von demokratischen Standards 
und Verfahren zu diagnostizieren ist. Der Übergang 
von demokratischen zu postdemokratischen Gesell-
schaften vollzieht sich im Zuge eines mittelfristigen, 
noch unabgeschlossenen Wandlungsprozesses: Wir 
leben noch nicht in postdemokratischen Gesellschaf-
ten, gleichwohl weisen die westlichen politischen 
Systeme zunehmend stärkere postdemokratische 
Züge auf (vgl. Crouch 2008, S. 6).
Postdemokratie
Tatsächlich?
1 Mit anderem Akzent siehe Ritzi/Schaal 2010a, 2010b.
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Im Fokus stehen drei Diagnosen: erstens die nur 
gering ausgeprägte Fähigkeit schwächerer sozio-
ökonomischer Gruppen, ihre Interessen in den 
politischen Diskurs einzuspeisen; zweitens die 
zunehmende Orientierung der Parteien an den Inte-
ressen der globalen Wirtschaftselite und drittens die 
Transformation der Parteien zu professionalisierten 
„Apparaten des Stimmenfangs“. Gemeint ist damit, 
dass die demokratisch gewählten Institutionen und 
Verfahren an Bedeutung im politischen Entschei-
dungsprozess verlieren. Der Einfluss, den vormals 
die Bürgerinnen und Bürger vermittelt über Wahlen 
ausgeübt haben, wird durch die Interessenpolitik 
eines Konglomerats politischer und ökonomischer 
Eliten substituiert. Vor diesem Hintergrund lockert 
sich die Verbindung zwischen Wahlversprechen 
und faktischem Regierungshandeln. Der mangelnde 
Konnex bleibt den Bürgerinnen und Bürgern nicht 
verborgen und setzt die Regierungsparteien unter 
Druck. Daher wählen in den westlichen Demokra-
tien die Volksparteien zunehmend die Strategie, 
inhaltliche Unbestimmtheit durch die Personali-
sierung von Wahlkämpfen gleichsam im Vorfeld zu 
kompensieren. Diese Strategie kulminiert in einer 
Stärkung der demokratischen Führung, des „demo-
cratic leadership“: „Zusammen mit der unvermeid-
lichen Entropie der Demokratie führt dies zu einer 
Form der Politik, die wieder zu einer Angelegenheit 
geschlossener Eliten wird – so wie es in vordemo-
kratischen Zeiten der Fall war“ (ebd., S. 133). In 
Summe werden die Bürgerinnen und Bürger durch 
diese Prozesse entmachtet und politisch passiv, 
ja apathisch; die Demokratie bleibt zwar formal 
bestehen, sie wird jedoch zu einer Fassade, auf eine 
leere Hülle reduziert.2
 
Die Breite der Postdemokratiediskussion zeugt von 
ihrer theoretischen und empirischen Relevanz wie 
auch von der Umstrittenheit des Konzeptes selbst. 
Ingolfur Blühdorn bemängelt, dass Crouchs Kon-
zept „ideologisch sympathisch, aber soziologisch 
unzureichend“ (Blühdorn 2006, S. 74) sei. In der 
Postdemokratie-Debatte ist vielfach unklar, welche 
empirischen Phänomene Postdemokratie kennzeich-
nen und ob die theoretischen Konstrukte von den je-
weiligen Autorinnen und Autoren empirisch sinnvoll 
operationalisiert wurden – mithin, wie valide die 
empirische Basis der Diagnose ist. Eike Hennig fasst 
dies knapp zusammen: „Postdemokratische Beiträge 
versagen bei der Analyse“ (Hennig 2010, S. 34). 
Postdemokratisierung als 
Entdemokratisierung
Ich möchte im Folgenden wenige Kernelemente der 
Postdemokratisierung näher betrachten. Es erleich-
tert das Verständnis, wird hierzu das Konzept der 
Postdemokratie in einen größeren Kontext einge-
bettet. Dieser Kontext ist einerseits die französisch 
geprägte Debatte über die Ökonomisierung oder gar 
das Verschwinden des Politischen (Michel Foucault, 
Pierre Bourdieu), andererseits – und wichtiger – die 
empirische Demokratieforschung.
Die Frage, ob Demokratien inzwischen schon Post-
demokratien sind, kann in die gängigere überführt 
werden, wie demokratisch Demokratien sind. Die 
empirische Demokratieforschung bezeichnet das 
Maß, in dem reale Demokratien die abstrakten Ideen 
der Demokratie, d.h. ihre Ideale, als „demokratische 
Performanz“ realisieren (siehe Fuchs 1998; Dahl 
1989). Postdemokratie steht somit für einen Zustand, 
in dem spezifische Ideale der Demokratie schlechter 
realisiert werden als zuvor. 
Ich schlage vor, dass wir als Benchmark für die 
Demokratiequalität drei Kriterien nutzen: „Zure-
chenbarkeit“ (accountability), „Transparenz“ und 
„demokratische Legitimation“. Damit diese Kriterien 
Anwendung finden können, müssen zwei Bedin-
gungen erfüllt sein: Demokratische Politik setzt 
zum einen Steuerungsfähigkeit voraus, d.h., die 
Politik muss – zumindest partiell – in der Lage 
sein, gestaltend tätig zu werden, zum anderen 
formal-juristisch garantierte Einflussmöglichkeiten 
der Bürgerinnen und Bürger auf der Inputseite des 
politischen Prozesses. Beide Bedingungen stehen 
in unmittelbarem Zusammenhang – Steuerungsfä-
higkeit ist die Voraussetzung einer demokratischen 
Politik, die sich nicht in ergebnisloser politischer 
Beteiligung erschöpfen will. Nationalstaatliche 
Demokratien erfüllen diese Kriterien sukzessive 
schlechter, weil sie handlungsbeschränkter und 
damit gestaltungsunfähiger werden. Zentraler 
2 Auf die naheliegende Frage, warum die Bürgerinnen und Bürger den Prozess der Postdemokratisierung – zumindest partiell 
– durchschauen, die Postdemokratie durch den Akt der Wahl jedoch paradoxerweise legitimieren, geht Crouch leider nicht ein.
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Grund ist die zunehmende Komplexität zeitgenös-
sischer Gesellschaften (siehe Greven 2009). Damit 
Demokratie als „Konkurrenzrückkopplungsdemo-
kratie“ (siehe Sartori 1992) funktionieren kann, 
müssen die Wählerinnen und Wähler wissen, welche 
politische Ebene, welche Partei, ja welche konkrete 
Person für welches politische Handeln, für welche 
Entscheidung verantwortlich („accountable“) ist. 
Nur in diesem Fall können die Wählerinnen und 
Wähler die Politik kontrollieren und können Wah-
len einen substanziellen Inhalt – Zustimmung oder 
Ablehnung gegenüber dem Regierungshandeln bzw. 
den oppositionellen Wahlprogrammen – transpor-
tieren. Die Zurechenbarkeit von Regierungshandeln 
nimmt jedoch ab. Ein Grund hierfür ist die Existenz 
von Mehr-Ebenen-Systemen, d.h. die Verschrän-
kung verschiedener Ebenen politischen Entschei-
dens auf nationalstaatlicher Ebene (Kommunen, 
Länder, Bund). Ein weiterer Grund besteht in dem 
Übergang von „government“ zu „governance“, d.h. 
zu einem kooperativen und dezentralen Politik-
stil, bei dem politische Akteurinnen und Akteure 
genauso involviert sind wie zivilgesellschaftliche 
Akteurinnen und Akteure, NGOs und Lobbygruppen, 
wodurch die Verantwortung für einzelne Entschei-
dungen, Gesetze, Verordnungen etc. nicht mehr 
eindeutig zuzuordnen ist. Dieses Problem verschärft 
sich auf supranationaler Ebene. So macht es die 
„Multi-Level-Governance“ in der EU zwar möglich, 
dass sich NGOs auf unterschiedlichen Ebenen des 
europäischen politischen Prozesses einbringen 
können – was vereinzelt als Bedeutungszuwachs 
zivilgesellschaftlicher Akteurinnen und Akteure und 
damit als demokratieförderlich gedeutet wird.3 Doch 
sind diese NGOs selbstmandatiert. Ihr Handeln kann 
vieles sein – advokatorisch, paternalistisch oder 
im schlechtesten Fall rein eigen nutzenorientiert –, 
demokratisch legitimiert ist es jedoch auf jeden Fall 
nicht. Welche NGO wie viel Einfluss auf welchen 
Entscheidungsprozess besitzt, ist aus Gründen man-
gelnder Transparenz häufig nicht nachvollziehbar.
Obwohl sich das Portfolio demokratischer Partizi-
pationsformen in den letzten Jahrzehnten deutlich 
erweitert hat, bleiben Wahlen doch weiterhin 
zentrale Verfahren, mit denen Legitimation erzeugt, 
die Regierungspolitik inhaltlich programmiert und 
Parteien für ihr Handeln und/oder ihre Programme 
belohnt oder bestraft werden. Damit Wahlen diese 
für eine Demokratie zentrale Funktion unverzerrt 
übernehmen können, muss Regierungshandeln 
transparent sein (Kriterium zwei). Transparenz setzt 
eine inklusive politische Öffentlichkeit voraus, die 
– weil zunehmend mehr Entscheidungen jenseits 
des Parlaments beraten werden – jedoch schwindet. 
In fast allen westlichen Demokratien sank in den 
letzten Jahrzehnten die Wahlbeteiligung, und auch 
wenn es normativ umstritten ist, ab welchem Niveau 
der Wahlbeteiligung ein demokratisches System 
seine Legitimation verliert, so kann doch diagnos-
tiziert werden, dass dieser Prozess die Legitimation 
verringert. Schließlich – und für die Legitimation 
des demokratischen Systems entscheidend – greift 
das Kongruenzkriterium immer schlechter. Gemeint 
ist damit, dass idealerweise Entscheidungsbetrof-
fene auch Entscheidungsberechtigte sein sollen. 
Aufgrund der hinlänglich bekannten Prozesse der 
Globalisierung und Supranationalisierung fallen 
Entscheidungsberechtigte und Entscheidungsbe-
troffene zunehmend auseinander. Legislative Funk-
tionen und Kompetenzen supranationaler Instanzen 
lassen demokratische Nationalstaaten sukzessive in 
die Funktion rein exekutiver Organe rücken. Da-
runter leidet die demokratische Legitimation des 
demokratischen Nationalstaates. 
Die steigende Komplexität zeitgenössischer Gesell-
schaften führt dazu, dass sich die systemische und 
die demokratische Performanz von demokratisch 
verfassten Nationalstaaten deutlich reduziert.4 
Durch die schwindende Bedeutung der politischen 
Partizipation sinkt jedoch nicht nur die Demo-
kratiehaftigkeit demokratischer Entscheidungen. 
Viele Autorinnen und Autoren kritisieren darüber 
hinaus, dass sich auch die Qualität demokratischer 
Entscheidungen in den letzten Jahren deutlich 
verschlechtert hat. Welche Strategien existieren 
angesichts der Komplexitätssteigerung zeitge-
nössischer Demokratien, um trotzdem zu guten 
3 Siehe Nanz/Steffek 2005, für einen Überblick siehe Greenwood 2007; Mårtensson 2007; Freise 2009. 
4 Die Begriffe „systematische Performanz“ und „demokratische Performanz“ gehen auf Dieter Fuchs zurück. Die systematische 
Performanz beschreibt die Fähigkeit politischer Systeme, allgemeine Ziele wie Sicherheit oder Wohlstand zu erreichen, unabhängig 
davon, ob es sich um eine demokratische oder nicht-demokratische politische Ordnung handelt. Die demokratische Performanz 
bezieht sich auf die Effektivität institutioneller Mechanismen, demokratische Normen im politischen Prozess einzubetten und zu 
verwirklichen. Siehe dazu den Artikel „Kollektive Identität und Vertrauen in Europa“ von Viktoria Kaina unter:  
http://opus.kobv.de/ubp/volltexte/2007/1342/pdf/54_sp_kaina.pdf; Anm.d.Red.
502-
Entscheidungen zu kommen? Eine Lösung besteht 
in der stärkeren Einbeziehung von Expertinnen und 
Experten in den demokratischen Prozess.
Die Macht der Expertinnen und Experten
Seit einigen Jahren steigen die Bedeutung und der 
Einfluss von Expertinnen und Experten in der De-
mokratie – hier sei nur an die Zahl und Relevanz 
der Kommissionen (die Harzkommission, die Rürup-
kommission etc.) unter der Rot-Grünen Bundesregie-
rung in Deutschland erinnert – und dies unter dem 
Applaus der Bürgerinnen und Bürger. Auch aus der 
Regierungsperspektive erscheint die zunehmende 
Bedeutung von Expertinnen und Experten nach-
vollziehbar. Ihr wachsender Einfluss resultiert aus 
der gestiegenen gesellschaftlichen Komplexität, der 
Interdependenz politischer Entscheidungen sowie 
aus der Selbstcharakterisierung westlicher Gesell-
schaften als Wissensgesellschaften. 
So nachvollziehbar der Wunsch nach „richtigen“ 
Entscheidungen auch normativ ist – demokratische 
Regierungen sollen schließlich nicht nur entschei-
den, sondern „gut“ entscheiden –, so resultieren 
aus ihm doch zwei demokratietheoretische Pro-
bleme, die beide Teil der Postdemokratisierung 
sind: die „Entdemokratisierung der Demokratie“ 
und das „Verschwinden des Politischen“. Ersteres 
folgt zwangsläufig aus der Tatsache, dass unter 
diesen Bedingungen die gewählten, demokratisch 
legitimierten RepräsentantInnen des Volkes zu-
nehmend weniger substantiellen Einfluss besitzen. 
Zweifellos verbleibt die finale demokratische Hoheit 
beim Parlament – nur Parlamente können Gesetze 
verabschieden –, doch erscheint die Kompetenz der 
ParlamentarierInnen nur noch wie ein fader Abglanz 
demokratischer Selbstregierung im Angesicht von 
Entwicklungen, die darin kulminieren, dass – um 
ein aktuelles Beispiel zu wählen – die deutsche 
Bundesregierung das Verfassen von Gesetzen inzwi-
schen zumindest partiell „outsourced“ und privaten 
Anwaltskanzleien überlässt.5 Das Demokratische 
wird nicht nur zunehmend ökonomisiert, sondern 
auch privatisiert, da die Öffentlichkeit in diesen 
Prozessen eine rückläufige Bedeutung besitzt.
Die Integration von Expertinnen und Experten ist 
jedoch nicht nur demokratietheoretisch problema-
tisch, sie kann darüber hinaus auch selten das leisten, 
was von ihr erwartet wird. Dies resultiert aus der 
Natur des Politischen. Das Politische verstehe ich 
als öffentlichen Kommunikationsraum, in dem die 
Bürgerinnen und Bürger jene Fragen identifizieren, 
diskutieren und problematisieren, die sie potentiell 
kollektiv verbindlich – also qua Gesetz – regeln 
wollen. Es ist dem Politischen eingeschrieben, dass 
die Bürgerinnen und Bürger über die Fragen, was sie 
regeln wollen und wie die Regelungen konkret aus-
sehen sollen – teilweise auch erbittert – streiten,6 
weil in der Sphäre des Politischen kein richtiges oder 
falsches Wissen existiert. So argumentiert Michael 
Saward: „all claims to superior knowledge with 
respect to politics must fail“ (Saward 1994, S. 13). 
Die Sphäre des Politischen konstituiert sich über das 
Vorhandensein von kontingentem Wissen als einzige 
Quelle für die Begründung von Politik. 
Der Anspruch, mit dem Expertinnen und Experten 
und ihr Fachwissen in den demokratischen Diskurs 
eingeführt werden, widerspricht jedoch der gerade 
skizzierten Logik: ExpertInnen sollen sachlich rich-
tige Entscheidungen treffen – das Gegenteil dessen, 
was das Politische ausmacht. Politische Entschei-
dungen, die ausschließlich ExpertInnenwissen exe-
kutieren, wären keine politischen Entscheidungen 
mehr, da sie nicht als kontingent wahrgenommen 
werden. Akzeptieren die Bürgerinnen und Bürger 
den Geltungsanspruch der sachlichen Richtigkeit, 
die Politik im Rekurs auf ExpertInnenmeinungen für 
sich beansprucht, so verschwindet das Politische 
als Sphäre der konflikthaften Auseinandersetzung 
darüber, welchen Kurs die politische Gemeinschaft 
nehmen soll (siehe Schaal 2007). 
Postdemokratisierung aus der 
Perspektive der Bürgerinnen und Bürger
Crouch betont, dass Postdemokratisierung damit 
einhergeht, dass sich der Wert der politischen Betei-
ligung für die Bürgerinnen und Bürger verändert: Sie 
verliert ihren intrinsischen Charakter. An die Stelle 
der Wertschätzung der politischen Partizipation 
5 Eines der bekanntesten Beispiele hierfür ist wohl der Auftrag des damaligen Bundeswirtschaftsministers zu Guttenberg an die 
britische Anwaltskanzlei Linklaters, einen Entwurf für ein „Gesetz zur Ergänzung des Kreditwesengesetzes“ zu erarbeiten (siehe 
dazu Prantl 2009; Spiegel Online 2009).
6 Chantal Mouffe bezeichnet dies als die „Agonalität“ des Politischen (siehe Mouffe 2002).
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tritt die Outputorientierung, d.h., dass Demokra-
tien zunehmend für ihre Leistungsfähigkeit auf der 
Outputseite (Gesetze, Verordnungen etc.) geschätzt 
werden (siehe dazu klassisch Scharpf 1970). Die 
„Outputresponsivität“ bezeichnet die Intensität, mit 
der die Bürgerinnen und Bürger mit den Outputs des 
demokratischen Prozesses zufrieden sind und die Er-
gebnisse nachholend als ihre eigenen (hypothetisch 
vorpolitischen) politischen Präferenzen akzeptieren. 
Der wichtigste Indikator der Outputresponsivität 
ist die empirische Zufriedenheit der Bürgerinnen 
und Bürger mit den demokratischen Outputs und 
Outcomes, d.h. mit den Gesetzen und Verordnungen 
und ihren realen Wirkungen. Die Bürgerinnen und 
Bürger vieler westlicher Demokratien sind jedoch 
zunehmend unzufriedener mit den Outputs des 
politischen Systems. Ein zentraler Grund hierfür 
liegt in den Strukturen der politischen Präferenzen 
der Bürgerinnen und Bürger selbst. Die Präferenzen 
unterliegen in sozialer Perspektive einem Prozess 
wachsender Pluralisierung und Fragmentierung, 
weil sich die Vorstellungen von einem guten Leben 
vervielfältigt haben. Vor diesem Hintergrund wird 
es für politische Parteien – unabhängig davon, 
ob sie in Regierungsverantwortung stehen oder 
nicht – kontinuierlich schwieriger, ihrer zentralen 
Aufgabe der Interessenaggregation nachzukommen. 
Die politischen Präferenzen sind zu divers und 
immer heterogenere Interessenkoalitionen müssen 
geschmiedet werden. Politik befindet sich noch 
im Stadium des Fordismus – um eine große Zahl 
(politischer) KundInnen wird mit wenigen Ange-
boten (Parteiprogrammen) geworben. Im Zuge der 
Ökonomisierung weiter Teile des Lebens scheint 
sich die Erwartungshaltung der Bürgerinnen und 
Bürger jedoch verändert zu haben – sie ist gleichsam 
postfordistisch. Erwartet werden analog zum Markt 
individualisierte Politikangebote. Die Parteien ent-
sprechen dieser Nachfrage auch partiell, so u.a. 
mit dem Kommunikationsmittel des „direct mailing“ 
(siehe Römmele 1999), also der zielgruppenspezifi-
schen Formulierung von Wahlprogrammen. Doch 
sind dieser Fokussierung recht enge Grenzen gesetzt. 
Und so führt die Spannung zwischen fordistischem 
Angebot und postfordistischer Politiknachfrage zu 
wachsender Enttäuschung der Bürgerinnen und 
Bürger über die Institutionen, Verfahren und Ergeb-
nisse demokratischer Politik (siehe Schaal 2008). Die 
drastisch sinkende Zufriedenheit mit den Outputs 
und Outcomes der Demokratie stellt für outputle-
gitimierte Demokratien ein massives Problem dar, 
zumal Demokratien nicht dafür bekannt sind, die 
besten Entscheidungen zu treffen (siehe Sunstein 
2007; Brodocz/Llanque/Schaal 2008) oder besonders 
effizient zu sein (siehe Sartori 1992). In diesem Sinne 
können sie den Vergleich mit autoritären Regimen 
in bestimmten Policybereichen – in der Diskussion 
ist u.a. effektive Klimapolitik – verlieren. Man 
sollte daher vorsichtig sein, Demokratie für etwas 
zu schätzen, was so kontingent ist wie der Output 
des demokratischen Prozesses, der zumal von vielen 
demokratisch nicht kontrollierbaren Variablen – vor 
allem der Ökonomie – nachhaltig beeinflusst wird.
Die Postdemokratiediagnose unterstellt Politik- und 
PolitikerInnenverdrossenheit. Sind alle Bürgerin-
nen und Bürger gleichermaßen von der Politik 
enttäuscht? Bereits ein flüchtiger Blick auf die 
einschlägige Empirie der letzten drei Jahrzehnte 
bringt anderes ans Licht: Entgegen den gängigen 
Vorurteilen hat das Interesse an politischen Fragen 
in den letzten drei Jahrzehnten in vielen westlichen 
Demokratien deutlich zugenommen – zumindest bis 
Anfang der 2000er Jahre (vgl. dazu stellvertretend 
Noelle-Neumann/Köcher 1997, S. 783f.; siehe dazu 
auch Hadjar/Becker 2008). Politisches Desinteresse 
kann vor diesem Hintergrund als genereller Trend 
nicht diagnostiziert werden. Vielmehr muss die 
These des abnehmenden politischen Interesses und 
der sinkenden politischen Partizipation (und Parti-
zipationsbereitschaft) sozial differenziert werden. 
Zentrale Determinanten politischer Partizipation 
und politischen Interesses sind die formale Bildung 
und der sozio-ökonomische Status, die beide stark 
miteinander korrelieren. Jene Bürgerinnen und 
Bürger, die eine überdurchschnittliche Bildung 
und ein überdurchschnittliches Einkommen besit-
zen, beteiligen sich heute an politischen Fragen 
auf einem Niveau, das sich kaum von jenem vor 
30 bis 40 Jahren unterscheidet. Die Beteiligung der 
bildungsfernen Schichten der Bevölkerung brach 
jedoch massiv ein. Diese soziale Schieflage besitzt 
für die Demokratie problematische Konsequenzen: 
Die Interessen der sozial Schwächeren werden 
sukzessive weniger in den demokratischen Prozess 
integriert, Entfremdungsprozesse intensivieren sich 
und grundlegende Gerechtigkeitsfragen stellen sich 
in neuartiger Dringlichkeit. 
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Fazit
Die Frage, ob sich die westlichen Demokratien in 
einem Prozess der Postdemokratisierung befin-
den, kann – trotz der gebotenen Differenzierung 
– relativ eindeutig mit „Ja“ beantwortet werden, 
zumindest dann, wenn Demokratie bedeutet, dass 
die Bürgerinnen und Bürger auf der Inputseite 
hinreichende Möglichkeiten der bedeutungsvollen 
Beteiligung besitzen müssen. Der verstärkte Einfluss 
von Expertinnen und Experten im demokratischen 
Prozess, die wachsende Inkongruenz von Entschei-
dungsbetroffenen und Entscheidungsberechtigten, 
die steigende Intransparenz des demokratischen 
Prozesses, die zunehmende Selbstmandatierung von 
NGOs in Multi-Level-Governance Konstellationen 
und nicht zuletzt die stetige Outputorientierung 
können als Teile einer größeren postdemokratischen 
Entwicklung gedeutet werden. Bedenklich stimmt, 
dass die Erwartungsstruktur vieler Bürgerinnen und 
Bürger Teile dieses Prozesses – insbesondere die 
Outputorientierung – sogar noch forciert. Andere 
– und quantitativ bedeutsame – Teile der Bevölke-
rung finden ihre Interessen anhaltend weniger im 
demokratischen Prozess repräsentiert – zumeist, 
weil die bildungsfernen Schichten der Bevölkerung 
seltener politisch partizipieren als bildungsnahe. 
Postdemokratisierung wird häufig auf Prozesse der 
Ökonomisierung zugespitzt. Diese Perspektive ist 
triftig und erhellend. Ergänzend muss jedoch mit 
der wachsenden gesellschaftlichen Komplexität ein 
weiterer erklärender Faktor in den Blick genom-
men werden. Aus dieser Perspektive stellt sich die 
ungewohnte und normativ unbefriedigende Frage, 
ob sich Demokratien vielleicht aus funktionalen 
Gründen in Richtung Postdemokratie entwickeln 
müssen. 
Colin Crouch, geboren 1944, lehrte zwischen 1985 und 1994 am renommierten Europäischen 
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Kenntnisse Crouchs von den italienischen Verhältnissen unter der ersten Regierung Berlusconis 
und seine in diesem Kontext gemachten Erfahrungen. Auch mögen die Entwicklungen in Groß-
britannien der „New Labour“ unter Tony Blair für die Entstehung seines Buches „Post-democracy“ 
ausschlaggebend gewesen sein.
Ehe er 1965 das Soziologiestudium an der London School of Economics (LSE) aufnahm, arbeitete 
Colin Crouch als Journalist. Die StudentInnenunruhen und die zeitweilige Besetzung der LSE in 
den Jahren 1967 und 1968 erlebte er als gewählter Präsident der Students‘ Union. Über diese 
Erfahrungen schrieb er sein erstes Buch „The Student Revolt“ (1970). Seine akademische Laufbahn 
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Fellow des Trinity College in Oxford und zugleich Professor für Soziologie an der University of 
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Professor für Governance and Public Management an der University of Warwick. Zudem ist er 
„Auswärtiges Wissenschaftliches Mitglied“ am Max-Planck-Institut für Gesellschaftsforschung 
in Köln. Crouch erhielt 1993 den W.J.M. MacKenzie Prize für das Buch „Industrial Relations and 
European State Traditions“ (Oxford Univ. Press, 2003) und ist Mitglied der British Academy. 
Seine Forschungsschwerpunkte sind die Analyse von Gesellschaftsstrukturen in Europa mit 
besonderem Fokus auf Arbeitsmarkt, Gender und Familie; Wirtschaftssoziologie und neoinsti-
tutionalistische Analyse; lokale Wirtschaftsentwicklung und die Reform öffentlicher Dienste. 
Derzeit leitet Colin Crouch ein Forschungsteam an der University of Warwick, in dem elf 
Nationen vertreten sind und das sich mit den ökonomischen und gesellschaftlichen Entwick-
lungen und den unterschiedlichen politischen Ansätzen europäischer Staaten und Kanadas 
befasst. Dieses Projekt wird von der Europäischen Kommission durch das 7. EU-Forschungsrah-
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nomischer Entwicklungen im Zusammenhang mit der OECD (Territorial Governance Division). 
Zuletzt erschien in diesem Kontext sein Buch über Innovation und die lokale Wirtschaft in der 
Bundesrepublik Deutschland (2009).
Mit Veröffentlichung seiner Analyse des politischen Systems im Jahr 2004 wurde Colin Crouchs 
„Post-democracy“ – so der Titel und Leitbegriff seiner Publikation – zu einem der häufigst 
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tischen Diskurses. Im deutschsprachigen Raum fand der Begriff „Postdemokratie“ spätestens 
mit der deutschen Übersetzung von Crouchs Publikation durch Nikolaus Gramm in der Edition 
Suhrkamp im Mai 2008 seine Verbreitung. Ein postdemokratisches politisches System ist „ein 
Gemeinwesen, in dem zwar nach wie vor Wahlen abgehalten werden [...], in dem allerdings 
konkurrierende Teams professioneller PR-Experten die öffentliche Debatte während der Wahl-
kämpfe so stark kontrollieren, daß sie zu einem reinen Spektakel verkommt, bei dem man nur 
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2008, S. 10).
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The debate that has grown up around the concept of post-democracy, which was 
prominently brought up in the discussion by Colin Crouch, is as intensive as it is 
controversial. The subsuming of various phenomena under the concept of post-democracy 
yields not just relevant stimulus for discussion but also incoherences. The article addresses 
the ambivalence of this debate, taking up and critically examining the central questions 
and problems of the concept. Based on Crouch‘s diagnosis of a degeneration of democracies, 
the central question is how democratic modern democracies still are and how democratic 
they can be at all. A comparison of democratic ideals expressed in specific criteria and 
the reality in modern societies is made from the perspective of empirical democracy 
research. It is argued that Western democracies are in fact in the process of post-
democratization and that functional causes resulting from the complexity of modern 
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